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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 18/12332 - 


Entwurf eines Gesetzes zum Vorschlag für einen Beschiuss des Rates zur 
Festlegung eines Mehrjahresrahmens für die Agentur der Europäischen 
Union für Grundrechte für den Zeitraum 2018-2022 


A. Problem 

Der Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Festlegung eines Mehijahres- 
rahmens für die Agentur der Europäischen Union für Grundrechte für den Zeit- 
raum 20 1 8-2022 legt die thematischen Tätigkeitsbereiche fest, in denen die Agen- 
tur in diesem Zeitraum arbeiten wird. Im Einklang mit diesem Mehrjahresrahmen 
verabschiedet die Agentur in diesem Zeitraum jeweils konkrete Jahresarbeitspro- 
gramme. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, diesem Beschluss im Rat der Europäischen 
Union zuzustimmen. Der Vorschlag ist auf Artikel 352 des Vertrages über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union gestützt. Nach § 8 des Integrationsverant- 
wortungsgesetzes vom 22. September 2009 (BGBl. I S. 3022), das durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 1. Dezember 2009 (BGBl. I S. 3822) geändert worden ist, 
darf der deutsche Vertreter im Rat dem Vorschlag nur zustimmen, nachdem 
hierzu ein Gesetz gemäß Artikel 23 Absatz 1 des Grundgesetzes in Kraft getreten 
ist. 

Durch das Gesetz sollen daher die innerstaatlichen Voraussetzungen geschaffen 
werden, damit der deutsche Vertreter im Rat die Zustimmung zum Vorschlag für 
einen Beschluss des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresrahmens für die Agen- 
tur der Europäischen Union für Grundrechte für den Zeitraum 20 1 8-2022 erklären 
darf 

B. Lösung 

Einstimmige Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung. 
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C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 18/12332 unverändert anzunehmen. 

Berlin, den 31. Mai 2017 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 


Renate Künast 

Vorsitzende 


Dr. Patrick Sensburg 

Berichterstatter 


Dr. Matthias Bartke 

Berichterstatter 


Katja Keul 

B erichterstatterin 


Harald Petzold (Havelland) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Patrick Sensburg., Dr. Matthias Bartke, Harald Petzold 
(Havelland) und Katja Keul 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat die Vorlage auf Drucksache 18/12332 in seiner 234. Sitzung am 18. Mai 2017 
beraten und an den Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz zur federführenden Beratung und an den Innen- 
ausschuss, den Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe sowie an den Ausschuss für die Angelegen- 
heiten der Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuss hat die Vorlage auf Dracksache 18/12332 in seiner 120. Sitzung am 31. Mai 2017 beraten 
und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe hat die Vorlage auf Drucksache 18/12332 in seiner 
87. Sitzung am 31. Mai 2017 beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat die Vorlage auf Drucksache 18/12332 in 
seiner 87. Sitzung am 31. Mai 2017 beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs. 

Der Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich mit der Vorlage auf Bundesratsdrucksache 
217/17 (Bundestags-Dracksache 18/12332) am 27. April 2017 befasst und festgestellt, dass eine Nachhaltigkeits- 
relevanz des Gesetzentwurfes gegeben sei. Der Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ergebe sich hin- 
sichtlich der Managementregel (2), wonach zur Erreichung von Generationengerechtigkeit, sozialem Zusammen- 
halt, Lebensqualität und Wahrnehmung internationaler Verantwortung sowie zur Verwirklichung von Menschen- 
rechten und Erhaltung friedlicher Gesellschaften wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, der Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und soziale Verantwortung so Zusammenzufuhren seien, dass Entwicklungen dauerhaft trag- 
fähig seien. Die Darstellung der Nachhaltigkeitsprüfung sei plausibel und eine Prüfbitte daher nicht erforderlich. 

III. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse Im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Vorlage auf Drucksache 18/12332 in seiner 151. Sit- 
zung am 31. Mai 2017 abschließend beraten und empfiehlt einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs in un- 
veränderter Fassung. 

Berlin, den 3 1 . Mai 2017 


Dr. Patrick Sensburg Dr. Matthias Bartke 

Berichterstatter Berichterstatter 


Harald Petzold (Havelland) 

Berichterstatter 


Katja Keul 

B erichterstatterin 


